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Referat Rückmeldung Einschätzung Direktorium-I-ZV 

BAU […] Mit dem vorangegangenen Be-

schluss vom 29.11.2023 (Sitzungs-

vorlage Nr. 20-26 / V 10332) hat das 

Direktorium dargelegt, dass im Bau-

referat zur Implementierung und Um-

setzung des MünchenBudgets (vor-

mals Einwohner*innenbudget) vo-

raussichtlich zusätzliche Kapazitäten 

erforderlich sind. Der Stadtrat hat 

dem Baureferat dann mit dem Be-

schluss empfohlen, diese zusätzli-

chen Ressourcen zum Eckdatenbe-

schluss 2025 anzumelden. Dies war 

aufgrund der aktuellen Haushaltssi-

tuation bisher leider nicht möglich. 

Es ist daher nicht ausgeschlossen, 

dass die Prüfung bzw. Umsetzung 

der im Rahmen des MünchenBud-

gets eingereichten Projektvorschläge 

im Baureferat aufgrund prioritärer 

Pflichtaufgaben zunächst zurückge-

stellt werden muss. 

Das Direktorium nimmt die perso-

nelle Ressourcenknappheit zur 

Kenntnis.  

Um dieser Problematik zu begeg-

nen ist für die Vorschlagsprüfung 

ein Zeitraum von 3,5 Monaten ein-

geplant. In dieser Zeit muss die 

Kosten- und Umsetzungsprüfung 

stattfinden, da diese Informationen 

notwendig sind, um den Beteili-

gungsprozess anschließend fortzu-

setzen.  

 

Das MünchenBudget startet als Pi-

lotprojekt und wird evaluiert, auch 

unter Berücksichtigung des 

dadurch verursachten Verwaltungs-

aufwands.  

Die Münchner Stadtentwässerung 

teilt zur Beschlussvorlage Folgendes 

mit: 

 

„Das Format der Öffentlichkeitsbetei-

ligung ist für die MSE nicht geeignet. 

Im Rahmen des Kanalbaus ist eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung kaum mög-

lich, da das Kanalnetz nach der Hyd-

raulik des Gesamtnetzes und den 

engen Platzverhältnissen zu planen 

ist. Für Kanalbaumaßnahmen ist da-

her ein, wie im Beschluss beschrie-

ben, „realistisches Beteiligungsver-

sprechen“ zumeist nicht möglich. Die 

Grenzen der durchführbaren Lösun-

gen sind eng; eine Beteiligung schürt 

Erwartungen, die nicht erfüllt werden 

können.  

Auch für den Bereich des Klärwerks-

baus bietet sich das Format nicht an. 

Notwendige Öffentlichkeitsbeteili-

gungen ergeben sich aus gesetzli-

chen Vorgaben. Darüber hinaus fin-

den die Baumaßnahmen nicht im öf-

fentlichen Raum statt und sind für 

die Bürger*innen meist nicht wahr-

nehmbar.“ 

Die Anmerkungen werden zur 

Kenntnis genommen. Mit Vorschlä-

gen in diesem Bereich wird nicht 

gerechnet bzw. könnten dann im 

Rahmen der Prüfung ausgeschlos-

sen werden. 
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KULT „Die Maßnahmen zur Qualitätssiche-

rung der Öffentlichkeitsbeteiligungs-

formate wie die angeführte Check-

liste sind hilfreiche Unterstützungsin-

strumente für größere Beteiligungs-

projekte. Generell versucht das Kul-

turreferat - trotz angespannter Per-

sonaldecke - möglichst vielfältig und 

niederschwellig sowie inklusiv die 

Öffentlichkeit informell mit unter-

schiedlichen Formaten zu beteiligen. 

Bei den kleineren und in sich abge-

schlossenen Projekten würden hier 

umfassende Prozessschritte wie bei-

spielsweise eine ausführliche Evalu-

ation mit der Entwicklung von ent-

sprechenden Leitfäden und Kriterien 

sowie der anschließenden Erhebung 

und Auswertung mit den derzeitigen 

personellen Kapazitäten nicht oder 

vermutlich nur mit Aufgabenkritik an 

anderer Stelle umsetzbar sein. Hier 

sollte die Ermöglichung und Umset-

zung für die Abteilungen weiterhin 

gewährleistet bleiben und auf eine 

Verpflichtung zur Einhaltung der 

Checkliste im Sinne der Umsetzbar-

keit verzichtet werden. Es besteht 

die Sorge, dass kleine, zusätzliche 

Formate dann nicht mehr realisierbar 

sind. Grundsätzlich steht das Kultur-

referat in kontinuierlichem Austausch 

mit den beteiligten 

stadtinternen Stellen (z.B. durch re-

gelmäßige Beteiligung am Steue-

rungskreis Öffentlichkeitsbeteiligung) 

wie auch mit der Akteur*innenszene 

und den Bürger*innen z.B. in den 

Stadtvierteln durch die Stadteilkultur-

zentren.  

Eine verbindliche Anwendung der 

Checkliste bedeutet, dass diese als 

Planungsgrundlage bei allen Öf-

fentlichkeitsbeteiligungsverfahren 

herangezogen wird. Die verbindli-

che Anwendung bedeutet nicht, 

dass alle Punkte der Checkliste bei 

allen Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren zwangsläufig in vollem Aus-

maß erfüllt werden müssen.  

Ziel der Checkliste ist es, die Pla-

nung, Durchführung und Evaluation 

von Formaten zur Öffentlichkeits-

beteiligung zu erleichtern und si-

cherzustellen, dass keine wesentli-

chen Punkte bei der Planung ver-

gessen werden. 

Eine erklärende Ergänzung wurde 

auf Seite 9 der Beschlussvorlage 

eingefügt und die Antragsziffer 3 

konkretisiert. 

MOR Zu Kapitel 1.2 Informelle Öffentlich-

keitsbeteiligung der LH München: 

Bezüglich der Darstellung der beiden 

Beteiligungsverfahren des Mobilitäts-

referates im 

Rahmen des Förderprojektes Move-

RegioM bitten wir um Korrektur bzw. 

Ergänzung der Textpassagen: […] 

 

Das Direktorium schätzt die vielfäl-

tigen Öffentlichkeitsbeteiligungsfor-

mate des MOR und bedankt sich 

für die ausführlichen Erläuterun-

gen.  Ergänzungen des PLAN wur-

den verkürzt aufgenommen 
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Zu Kapitel 2.1: Umgesetzte Maßnah-

men:  

 

Das Mobilitätsreferat anerkennt das 

Bestreben des Direktoriums, die 

Qualität städtischer Öffentlichkeits-

beteiligungsprozesse zu sichern. Um 

diese zu gewährleisten, ist es hilf-

reich, die der Beschlussvorlage bei-

gefügte Anlage 2 „Checkliste Öffent-

lichkeitsbeteiligung Version Refe-

rate“ zur Unterstützung bei der Kon-

zeption von Beteiligungsprozessen 

heranzuziehen. 

Eine verpflichtende Anwendung er-

scheint aus fachlicher Sicht aufgrund 

der städtischen Vielfalt an Verfahren 

und Kontexten von Beteiligungsver-

fahren weniger zielführend. Die 

Checkliste sollte vielmehr als Orien-

tierung und Richtschnur bei der Kon-

zeption von Beteiligungsverfahren 

dienen und somit von den Referaten 

freiwillig herangezogen werden 

(Siehe Antragspunkt 3). 

Eine verbindliche Anwendung der 

Checkliste bedeutet, dass diese als 

Planungsgrundlage bei allen Öf-

fentlichkeitsbeteiligungsverfahren 

herangezogen wird. Die verbindli-

che Anwendung bedeutet nicht, 

dass alle Punkte der Checkliste bei 

allen Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren zwangsläufig in vollem Aus-

maß erfüllt werden müssen.  

Ziel der Checkliste ist es, die Pla-

nung, Durchführung und Evaluation 

von Formaten zur Öffentlichkeits-

beteiligung zu erleichtern und si-

cherzustellen, dass keine wesentli-

chen Punkte bei der Planung ver-

gessen werden. 

Eine erklärende Ergänzung wurde 

auf Seite 9 der Beschlussvorlage 

eingefügt und die Antragsziffer 3 

konkretisiert. 

Hier wird die Vielzahl an digitalen 

Plattformen dargestellt, verbunden 

mit der Forderung, dass diese ver-

einheitlicht werden sollen. Das Mobi-

litätsreferat ist in diesem Kontext mit 

der Meldeplattform Radverkehr un-

mittelbar betroffen und erbittet sich 

hier in den Abstimmungsprozessen 

zwischen Fachstelle für Öffentlich-

keitsbeteiligung und Partizipation so-

wie RIT eingebunden zu werden. 

Auch eine zu schnelle Einengung 

auf eine einzige Plattform sollte an-

gesichts der aktuell noch bestehen-

den verschiedenen Stärken und 

Schwächen der unterschiedlichen 

Softwarelösungen in einem sorgfälti-

gen gemeinsamen Diskussionspro-

zess mit den unterschiedlichen Er-

fahrungen und unter Einbindung der 

einzelnen Anwenderreferate erfolgen 

(siehe Antragspunkt 4) 

Die Anmerkung wird berücksichtigt: 

Das MOR wird wie alle betroffenen 

Referate in den Evaluationspro-

zess sowie die Weiterentwicklung 

der Online-Beteiligungsplattform 

mit eingebunden. Hierbei wird auch 

auf die Stellungnahme des RIT ver-

wiesen. 

Zu 2.2.: In Umsetzung befindliche 

Maßnahmen:  

Mit dem vom Stadtrat beschlosse-

nen MünchenBudget wurden den 

Fachreferaten keine personellen 

Ressourcen weder zur Prüfung noch 

zur Umsetzung der ausgewählten 

Maßnahmen zugeschaltet. In Zeiten 

Das Direktorium nimmt die perso-

nelle Ressourcenknappheit zur 

Kenntnis.  

Um dieser Problematik zu begeg-

nen ist für die Vorschlagsprüfung 

ein Zeitraum von 3,5 Monaten ein-

geplant. In dieser Zeit muss die 

Kosten- und Umsetzungsprüfung 
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der Haushaltskonsolidierung und 

Aufgabenkritik bedeutet dies, dass 

eine priorisierte und zusätzliche Be-

arbeitung von bürgerschaftlichen 

Projekten und deren zeitnaher Um-

setzung wie in der vorliegenden Be-

schlussvorlage dargestellt, zur Folge 

haben kann, dass andere Aufgaben 

in den Referaten hinten angestellt 

werden müssen. 

stattfinden, da diese Informationen 

notwendig sind, um den Beteili-

gungsprozess anschließend fortzu-

setzen. 

 

Das MünchenBudget startet als Pi-

lotprojekt und wird evaluiert, auch 

unter Berücksichtigung des 

dadurch verursachten Verwaltungs-

aufwands. 

Das Mobilitätsreferat bittet um Modi-

fizierung der Antragspunkte 1, 3 und 

4: 

 

1. Die Referate werden gebeten, ge-

plante Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren frühzeitig 

an das Direktorium, Fachstelle für 

Öffentlichkeitsbeteiligung und Parti-

zipation, zu melden. 

 

3. Die Referate und die Bezirksaus-

schüsse werden gebeten, die neu 

aufgelegte 

Checkliste Öffentlichkeitsbeteiligung 

bei der Planung künftiger 

Öffentlichkeitsbeteiligungsformate 

anzuwenden. 

 

4. Das RIT wird gebeten, die Platt-

form unser.muenchen.de als ge-

samtstädtische 

Beteiligungsplattform kontinuierlich 

zu betreuen und ausgerichtet an den 

Bedürfnissen der Referate in enger 

Abstimmung mit dem Direktorium 

und den jeweils 

betroffenen Fachreferaten stetig wei-

terzuentwickeln. 

Eine verbindliche frühzeitige Mel-

dung aller geplanten Öffentlich-

keitsbeteiligungsverfahren an das 

Direktorium, Fachstelle für Öffent-

lichkeitsbeteiligung und Partizipa-

tion, ist notwendig, damit die Fach-

stelle ihren Aufgaben als Koordi-

nierungsstelle nachkommen kann 

und eine Übersicht über alle städti-

schen Beteiligungsverfahren pfle-

gen kann, wie im Antrag 20-26 / A 

03783 gefordert. Siehe dazu die 

Ausführungen in Kapitel 2.1. 

Zur Checkliste wird auf die voran-

gegangenen Ausführungen verwie-

sen. Eine verbindliche Anwendung 

der Checkliste bedeutet, dass 

diese als Planungsgrundlage bei 

allen Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren herangezogen wird. Die ver-

bindliche Anwendung bedeutet 

nicht, dass alle Punkte der Check-

liste bei allen Öffentlichkeitsbeteili-

gungsverfahren zwangsläufig in 

vollem Ausmaß erfüllt werden müs-

sen. Zum besseren Verständnis 

wurde die Formulierung des An-

tragspunkts 3 angepasst. 

Die Ergänzung des MOR in An-

tragspunkt 4 wurde eingefügt. 

PLAN Bitte um Ergänzung folgender Ab-

sätze zu Punkt 1.2 Informelle Öffent-

lichkeitsbeteiligung der LHM, nach 

erstem Absatz: 

 

„Die Landeshauptstadt München 

führt seit Mitte 2024 die gesetzlich 

vorgeschriebene Beteiligung der Öf-

fentlichkeit nach § 3 BauGB digital 

über die Plattform bauleitpla-

nung.muenchen.de (BOM) durch. 

Die Software-as-a-Service-Lösung 

BOM des externen Dienstleisters 

DEMOS plan GmbH, die sich auf die 

besonderen Anforderungen der 

Das Direktorium verweist auf die 

Stellungnahme des RIT. Es wird 

eine Evaluation der Plattform un-

ser.muenchen durchgeführt und 

auf Basis dieser eine qualifizierte 

Entscheidung getroffen. Die An-

merkungen des PLAN fließen in 

den anstehenden Evaluationspro-

zess ein. Zudem verweist das Di-

rektorium auf die Stellungnahmen 

der Bezirksausschüsse 1,2 und 16 

sowie auf die Stellungnahme des 

Direktoriums zur Sitzungsvorlage 

Nr. 20-26 / V 12588 Beitritt zur Initi-

ative living-in.eu Beitritt zur DIPAS 
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Beteiligung im Bauleitplanverfahren 

spezialisiert hat, ist für sich genom-

men aktuell einzigartig in Deutsch-

land. 

 

Perspektivisch sollen bayernweit 

sämtliche Beteiligungen für die Bau-

leitplanung, aber auch für andere 

Planungen wie Planfeststellungsver-

fahren, Regionalplanung etc., über 

eine zentrale bayerische Plattform 

(EfA-Lösung) abrufbar sein, welche 

der Freistaat Bayern zur Verfügung 

stellt (DiPlanung Bayern). Das Refe-

rat für Stadtplanung und Bauord-

nung verfolgt mittelfristig das Ziel 

sich diesen Bestrebungen anzu-

schließen, da eine übergreifende 

Software-Lösung als bürger*innen-

freundlich und ökonomisch sinnvoll 

erachtet wird.  

 

Eine Integration der Beteiligungsver-

fahren durch Verknüpfung (Link) 

oder ggf. Einbettung (bspw. iFrame) 

der Plattforminhalte von BOM bzw. 

einer künftigen bayerischen Lösung 

sollten auf unser.muenchen.de 

grundsätzlich möglich sein.“ 

Anwender Community Offene 

Punkte aus Open-Data Sitzungs-

vorlage. In seiner Stellungnahme 

hatte das Direktorium bereits dar-

gelegt, weshalb die Konzentration 

auf eine Plattform (jedenfalls für die 

informellen Beteiligungsverfahren) 

sinnvoll ist.  

Bitte um Anpassung im Be-

schlusstext, Absatz zur „Ideenwerk-

statt zum Münchner Norden“ in 

Punkt 1.2 Informelle Öffentlichkeits-

beteiligung der LHM, sowie nach 

dem Absatz zu „Ideenwerkstatt zum 

Münchner Norden“ 

 

Das Direktorium schätzt die vielfäl-

tigen Öffentlichkeitsbeteiligungsfor-

mate des PLAN und bedankt sich 

für die ausführlichen Erläuterun-

gen. In der Beschlussvorlage des 

Direktoriums werden einige wenige 

Verfahren knapp und beispielhaft 

aufgeführt, um die Vielseitigkeit der 

Öffentlichkeitsbeteiligung der LHM 

zu illustrieren. Ergänzungen des 

PLAN wurden verkürzt aufgenom-

men. Die vollständigen Textergän-

zungen und detaillierten Ausfüh-

rungen des PLAN zu den Öffent-

lichkeitsbeteiligungsverfahren sind 

der Anlage 6 zu entnehmen. 

Bitte um Anpassung folgenden Sat-

zes im Beschlussentwurf unter 2.1 

Umgesetzte Maßnahmen: 

„[…] Für eine möglichst flächende-

ckende Verbreitung innerhalb der 

Verwaltung und große Wirkung emp-

fiehlt es sich, die Checkliste (siehe 

Anlage 2) allen Referaten der Lan-

deshauptstadt München über die 

Referent*innenbüros zur Anwendung 

Eine verbindliche Anwendung der 

Checkliste bedeutet, dass diese als 

Planungsgrundlage bei allen Öf-

fentlichkeitsbeteiligungsverfahren 

herangezogen wird. Die verbindli-

che Anwendung bedeutet nicht, 

dass alle Punkte der Checkliste bei 

allen Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren zwangsläufig in vollem Aus-

maß erfüllt werden müssen.  
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bei der Planung von Öffentlichkeits-

beteiligungsverfahren zu empfehlen 

[…]“ 

 

Ziel der Checkliste ist es, die Pla-

nung, Durchführung und Evaluation 

von Formaten zur Öffentlichkeits-

beteiligung zu erleichtern und si-

cherzustellen, dass keine wesentli-

chen Punkte bei der Planung ver-

gessen werden. 

Eine erklärende Ergänzung wurde 

auf Seite 9 der Beschlussvorlage 

eingefügt und die Antragsziffer 3 

konkretisiert. 

Bitte um Streichung folgenden Sat-

zes im Beschlussentwurf unter 2.1 

Umgesetzte Maßnahmen: 

„[…] Unter dem Gesichtspunkt der 

Niedrigschwelligkeit ist es außerdem 

wichtig, zu vermeiden, dass durch 

den Aufbau und Unterhalt von Paral-

lelstrukturen Verwirrung unter den 

interessierten Einwohner*innen ge-

stiftet wird. […]“  

 

Erläuterung zur Streichung:  

Im Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung ist crossmediale Beteili-

gung seit Jahrzehnten erfolgreich 

etabliert, die Plattform muenchen-

mitdeken.de gibt es seit über einem 

Jahrzehnt. Hier von „Aufbau“ von 

Parallelstrukturen zu sprechen, ist 

nicht korrekt.  

 

Darüber hinaus hat das Betreiben 

unterschiedlicher Beteiligungsplatt-

formen in der Vergangenheit weder 

zu Parallelstrukturen noch zu Verwir-

rung in der Öffentlichkeit geführt.  

Das Konzept für einen Beteiligungs-

prozess (Formate, Timings, Metho-

dik/ Tool, usw.) wird durch den je-

weiligen Beteiligungsgegenstand be-

stimmt. Das heißt, maßgeblich für 

die Gestaltung eines Beteiligungs-

prozesses ist der Inhalt der Beteili-

gung, nicht die Verwaltungsstruktur 

oder eine technische Plattform/ Soft-

ware, die hinter einem Verfahren 

steht.  

 

Daraus ergibt sich, dass die Anfor-

derungen an eine Beteiligungsplatt-

form für alle Fachreferate der LHM 

aufgrund ihrer unterschiedlichen 

Fachlichkeit sehr viel differenzierter 

sein werden, als es eine Plattform 

Das Direktorium befürwortet aus-

drücklich eine crossmediale Öffent-

lichkeitsbeteiligung.  

 

Um die verschiedenen Beteili-

gungsverfahren für die Einwoh-

ner*innen übersichtlich darzustel-

len und niedrigschwellig zugänglich 

zu machen, ist es aus Sicht des Di-

rektoriums sinnvoll, alle Beteili-

gungsformate auf einer zentralen, 

gesamtstädtischen Plattform darzu-

stellen. 

 

Von den Teilnehmenden können 

die verschiedenen User Interfaces 

(Benutzeroberflächen) und User 

Experiences (Nutzungserfahrun-

gen) der unterschiedlichen Plattfor-

men als Hürde empfunden werden, 

da erst der Umgang mit der jeweili-

gen Plattform erlernt werden muss 

und nicht die bereits bei anderen 

Online-Beteiligungen gemachten 

Erfahrungen angewandt werden 

können. Besonders für Personen 

mit geringeren digitalen Kompeten-

zen kann dies eine Barriere sein. 

Darüber hinaus ist gegebenenfalls 

eine zusätzliche Registrierung ei-

nes Useraccounts mit entsprechen-

dem Mehraufwand vonnöten. 

 

Eine gesamtstädtische Beteili-

gungsplattform ermöglicht es den 

Teilnehmenden einmal Gelerntes 

in einem bekannten System immer 

wieder anzuwenden. Eine einheitli-

che Optik aller Online-Beteiligungs-

verfahren sorgt zusätzlich für einen 

Wiedererkennungswert der Beteili-

gung der LHM und unterstützt die 

Herausbildung einer „Beteiligungs-

Marke“. 
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anbieten kann. 

  

Das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung hat sich bewusst und im 

Vernehmen mit dem IT-Referat für 

die Nutzung der Dialogzentrale 

muenchen-mitdenken.de und der Im-

plementierung, Erprobung und Wei-

terentwicklung von DIPAS entschie-

den.  

 

Sinnvoll ist eine gemeinsame, zent-

rale Website als „Verteilerzentrale“, 

auf der alle städtischen Beteiligungs-

verfahren entweder wirklich durchge-

führt oder nur angeteasert werden. 

Bürger*innen, die sich für die an-

geteaserten Verfahren interessieren, 

werden per Klick auf eine andere 

Beteiligungsplattform geleitet. Diese 

Weiterleitung ist für Bürger*innen im 

Frontend und der Nutzung nicht 

wahrnehmbar. Die städtischen Fach-

referate haben aber weiterhin die 

Möglichkeit die beste Beteiligungs-

plattform für ihre fachlichen Spezifi-

kationen zu nutzen, um den Bür-

ger*innen Münchens Beteiligungs-

möglichkeiten auf höchstem Stan-

dard anbieten zu können.  

 

Neben der Stadtgesellschaft wer-

den auch für die Verwaltung Syner-

gien erwartet: Werden Beteili-

gungsmaßnahmen auf einer Platt-

form gebündelt, muss nur eine 

Plattform (weiter-) entwickelt, be-

treut und beworben werden.  

Ziel des Direktoriums ist es, eine 

gesamtstädtische Beteiligungsplatt-

form zu etablieren, die durch ver-

schiedene Module und Funktionen 

vielfältige Online-Beteiligungsfor-

mate ermöglicht, die an den jeweili-

gen Beteiligungsgegenstand ange-

passt werden können.  

Bitte um Änderung / Ergänzung des 

Beschlusstextes, Punkt 2.1 Umge-

setzte Maßnahmen, wie folgt: 

[…]  

„Die Plattform unser.muenchen.de 

ist die vom Stadtrat beschlossene 

gesamtstädtische Beteiligungsplatt-

form. Aktuell werden neben un-

ser.muenchen.de weitere Beteili-

gungsplattformen und -seiten mit 

verschiedenen Schwerpunkten be-

trieben:  

Für das Referat für Stadtplanung 

und Bauordnung wurde die Nutzung 

der Plattform muenchen-mitden-

ken.de und die Implementierung, Er-

probung und Weiterentwicklung von 

DIPAS vom Stadtrat beschlossen: 

„[…] Eine Ausnahme bilden bereits 

bestehende oder in Auftrag gege-

bene Online-Beteiligungsangebote 

der Referate, wie z. B. „München 

MitDenken“ oder „DIPAS“. […]“ (Sit-

zungsvorlage Nr. 20-26 / V 08167, 

S. 12f) 

Das Direktorium nimmt die Ausfüh-

rungen des PLAN zu den Plattfor-

men BOM, DIPAS und München 

Mitdenken zur Kenntnis.  

 

Das PLAN zitiert die Beschlussvor-

lage des RIT „E- und Open-

Government als stadtweite Aufga-

ben weiterentwickeln“ (Sitzungsvor-

lage Nr. 20-26 / V 08167). Hier 

wurde das Ziel festgelegt, „die ge-

samtstädtische Plattform CONSUL 

so weiterzuentwickeln, dass alle 

Referate ihre Online-Beteiligungs-

verfahren dort durchführen kön-

nen“.  

Demnach wurde bereits im Dezem-

ber 2022 festgestellt, dass die Kon-

zentration auf eine Beteiligungs-

plattform sinnvoll ist. Im Übrigen 

wurde das Ziel erreicht, dass alle 

Referate ihre Online-Beteiligungs-

verfahren auf unser.muenchen.de 

durchführen können.  

Das Direktorium verweist in diesem 

https://unser.muenchen.de/
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„[…] Bereits laufende oder in Erpro-

bung befindliche Online-Beteili-

gungsangebote werden weiter be-

trieben. […]“ (Sitzungsvorlage Nr. 

20-26 / V 08167, S. 13)“ 

[…] 

 

„Die exemplarisch aufgeführten Ver-

fahren zeigen, die Komplexität der 

Themenvielfalt in Beteiligungsverfah-

ren und dementsprechend den ho-

hen Anspruch an Beteiligungsplatt-

formen. Dem Referat für Stadtpla-

nung und Bauordnung ist keine Be-

teiligungsplattform bekannt, die alle 

digitalen, crossmedialen oder hybri-

den Beteiligungsformate in einer 

gleichbleibenden Qualität anbietet. 

Daher ist eine verpflichtende ge-

samtstädtische Beteiligungsplatt-

form, auf der verpflichtend alle Betei-

ligungsverfahren durchgeführt wer-

den müssen mit Blick auf die Quali-

tät der Verfahren nicht sinnvoll.“ 

[…] 

Zusammenhang nochmals auf die 

Stellungnahme des RIT zur vorlie-

genden Beschlussvorlage und auf 

die ausstehende Evaluation der ge-

samtstädtischen Beteiligungsplatt-

form unser.muenchen.de. Die Eva-

luation findet unter Einbeziehung 

der Referate statt. Wie das RIT 

ausführt, wird nach der Evaluation 

entschieden, ob die Plattform in 

den regulären Betrieb übergeht 

oder abgelöst wird. Die Anmerkun-

gen des PLAN fließen in den an-

stehenden Evaluationsprozess ein. 

 

Die vom PLAN vorgeschlagenen 

Streichungen und Ergänzungen in 

Kapitel 2.1 wurden nicht übernom-

men, können aber der Anlage 6 

entnommen werden. 

Hinweis zu Punkt 2.2 In Umsetzung 

befindliche Maßnahmen, Unterpunkt 

„Einsetzung eines Beirats „Öffent-

lichkeitsbeteiligung“, S. 13: 

Das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung möchte nochmals daran 

erinnern, die Leitung des PlanTreffs 

(PLAN HA I/5) als Mitglied des Bei-

rats zur Öffentlichkeitsbeteiligung zur 

Berufung aufzustellen. 

Die Anmerkung wird zur Kenntnis 

genommen. 

Bitte um Änderungen unter II. Antrag 

des Referenten: 

 

Antragspunkt 1 

„Die Referate werden verpflichtet ge-

beten, geplante Öffentlichkeitsbeteili-

gungsverfahren frühzeitig an das Di-

rektorium, Fachstelle für Öffentlich-

keitsbeteiligung und Partizipation, zu 

melden.“ 

Antragspunkt 3: 

„Die Referate werden verpflichtet 

und die Bezirksausschüsse werden 

gebeten, die neu aufgelegte Check-

liste Öffentlichkeitsbeteiligung bei 

der Planung künftiger Öffentlichkeits-

beteiligungsformate anzuwenden.“ 

 

Antragspunkt 4: 

„Das RIT wird gebeten, die Plattform 

Zu Antragspunkt 1: 

Eine verbindliche frühzeitige Mel-

dung aller geplanten Öffentlich-

keitsbeteiligungs-verfahren an das 

Direktorium, Fachstelle für Öffent-

lichkeitsbeteiligung und Partizipa-

tion, ist notwendig, damit die Fach-

stelle ihren Aufgaben als Koordi-

nierungsstelle nachkommen kann 

und eine Übersicht über alle städti-

schen Beteiligungsverfahren pfle-

gen kann, wie im Antrag 20-26 / A 

03783 gefordert und von der Fach-

stelle umgesetzt. Siehe dazu die 

Ausführungen in Kapitel 2.1. 

Die Meldung der Beteiligungsver-

fahren kann formlos per Mail an die 

Fachstelle für Öffentlichkeitsbeteili-

gung und Partizipation erfolgen. 

Dieses Vorgehen bewertet das 
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unser.muenchen.de als gesamtstäd-

tische Beteiligungsplattform kontinu-

ierlich zu betreuen und ausgerichtet 

an den Bedürfnissen der Referate in 

enger Abstimmung mit dem Direkto-

rium stetig weiterzuentwickeln. Des 

Weiteren wird das RIT gebeten, die 

Plattform DIPAS kontinuierlich zu 

betreiben und gemeinsam mit dem 

Referat für Stadtplanung und Bau-

ordnung weiterzuentwickeln.“ 

 

Erklärung zu Antragspunkt 1 und 2: 

Das PLAN muss aufgrund komple-

xer Planungs- und Beteiligungsver-

fahren flexibel agieren können. Eine 

Verpflichtung der Meldung macht die 

Verfahren unnötig verwaltungsinten-

siv. 

 

Direktorium nicht als übermäßig 

verwaltungsintensiv. 

 

Zu Antragspunkt 3: 

Eine verbindliche Anwendung der 

Checkliste bedeutet, dass diese als 

Planungsgrundlage bei allen Öf-

fentlichkeitsbeteiligungsverfahren 

herangezogen wird. Die verbindli-

che Anwendung bedeutet nicht, 

dass alle Punkte der Checkliste bei 

allen Öffentlichkeitsbeteiligungsver-

fahren zwangsläufig in vollem Aus-

maß erfüllt werden müssen.  

Ziel der Checkliste ist es, die Pla-

nung, Durchführung und Evaluation 

von Formaten zur Öffentlichkeits-

beteiligung zu erleichtern und si-

cherzustellen, dass keine wesentli-

chen Punkte bei der Planung ver-

gessen werden. 

Eine erklärende Ergänzung wurde 

auf Seite 9 der Beschlussvorlage 

eingefügt und die Antragsziffer 3 

konkretisiert. 

 

Zu Antragspunkt 4: 

Hierzu wird auf die vorangegange-

nen Ausführungen verwiesen. 

Zudem verweist das Direktorium 

auf die Stellungnahmen der Be-

zirksausschüsse 1,2 und 16 sowie 

auf die Stellungnahme des Direkto-

riums zur Sitzungsvorlage Nr. 20-

26 / V 12588 Beitritt zur Initiative 

living-in.eu Beitritt zur DIPAS An-

wender Community Offene Punkte 

aus Open-Data Sitzungsvorlage. In 

seiner Stellungnahme hatte das Di-

rektorium bereits dargelegt, wes-

halb die Konzentration auf eine 

Plattform sinnvoll ist und das Direk-

torium den Beitritt zur DIPAS An-

wender Community ablehnt.  

 

Die Änderungsvorschläge des 

PLAN wurden aus den dargestell-

ten Gründen nicht aufgenommen, 

können aber in der Anlage 6 einge-

sehen werden. 

RIT Zu „Verbesserung und Erweiterun-

gen der gesamtstädtischen Online-

Beteiligungsplattform unser.muen-

chen.de“ (S. 9): 

[…] Die gesamtstädtische 

Das Direktorium nimmt die Ausfüh-

rungen des RIT zu Pilotbetrieb und 

Evaluation zur Kenntnis, weist aber 

darauf hin, dass sich die geplante 

Evaluation auf die Eignung der 
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Beteiligungsplattform unser.muen-

chen.de läuft auch weiterhin im Pilot-

betrieb bis zur Evaluation der Platt-

form Ende 2025, danach wird eine 

von den betroffenen Referaten und 

dem IT-Referat gemeinsam getra-

gene Entscheidung entweder zur 

Fortführung und einem Übergang in 

den regulären Betrieb oder der Ablö-

sung der Plattform getroffen. […] 

aktuell verwendete Software CON-

SUL bezieht, nicht auf den grund-

sätzlichen Betrieb einer gesamt-

städtischen Beteiligungsplattform. 

Das RIT wird gebeten, die Evalua-

tion der Software in enger Abstim-

mung mit dem Direktorium durch-

zuführen.  

IT@M ist für den technischen Be-

trieb zuständig. Die Implementierung 

von Updates, insbesondere nach 

dem Umstieg zu einem "Software-

as-a- Service" (SaaS) - Lösung, liegt 

bei unserem Dienstleister "demokra-

tie.today". Die Verantwortung für die 

technische Weiterentwicklung bezo-

gen auf strategische Aspekte liegt im 

IT-Referat, welches sich dazu eng 

mit den betroffenen Referaten ab-

stimmen möchte. 

Das Direktorium nimmt die Ausfüh-

rungen des RIT zu den Zuständig-

keiten seines Eigenbetriebs IT@M, 

des externen Dienstleisters und 

des RIT zur Kenntnis. Das RIT wird 

gebeten, sich zu Fragen der Wei-

terentwicklung weiterhin eng mit 

dem Direktorium abzustimmen. 

RKU […]  Es ist positiv zu vermerken, 

dass die bereits vorhandenen Aktivi-

täten und Partizipationsangebote der 

Landeshauptstadt München sowie 

die festgelegten Qualitätskriterien für 

eine effektive Öffentlichkeitsbeteili-

gung nun stadtweit besser koordi-

niert werden und die Beteiligungs-

verfahren gesamtstädtisch besser 

aufeinander abgestimmt werden sol-

len. 

  

Eine Mitzeichnung der Beschluss-

vorlage durch das RKU kann jedoch 

nur erfolgen, wenn sichergestellt ist, 

dass die Referate für ihre eigenen 

Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren 

sowohl auf strategischer als auch 

auf operativer Ebene weiterhin 

selbst verantwortlich bleiben.  

Es ist vorgesehen, dass alle Fach-

referate weiterhin sowohl auf stra-

tegischer als auch auf operativer 

Ebene für die Durchführung ihrer 

eigenen Öffentlichkeitsbeteili-

gungsverfahren verantwortlich sind. 

Die Beratung durch die Fachstelle 

für Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Partizipation stellt dabei keine Ver-

pflichtung dar, sondern ist als frei-

willige Unterstützungsleistung und 

Angebot zu verstehen. 

Auf Seite 10 der Beschlussvorlage 

wird auf verschiedene Beteiligungs-

plattformen der LHM verwiesen und 

in diesem Kontext auch auf die Not-

wendigkeit, dass der Aufbau und die 

Aufrechterhaltung von Parallelstruk-

turen nicht zu Verwirrung bei den in-

teressierten Bewohner*innen führen. 

Eine geplante Zentralisierung der 

Online-Beteiligung auf einer gesamt-

städtischen Beteiligungsplattform 

wird grundsätzlich befürwortet. Eine 

Mitzeichnung seitens des RKU kann 

Ziel der Etablierung und Weiterent-

wicklung der gesamtstädtischen 

Beteiligungsplattform unser.muen-

chen.de ist es, den Referaten und 

Bezirksausschüssen eine flexible 

Plattform zur Verfügung zu stellen, 

die ohne lange Vorlaufzeiten und 

Abstimmungsprozessen genutzt 

werden kann. 
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in diesem Zusammenhang nur erfol-

gen, wenn dem RKU die Nutzung 

seiner eigenen Onlinebeteiligungs-

plattform weiterhin gestattet wird 

(www.beteiligung.rethink-muen-

chen.de). Das Öffentlichkeitsbeteili-

gungsformat nutzt das RKU vor al-

lem im Rahmen der Quartiersarbeit, 

in Zusammenarbeit mit den für die 

Quartiersarbeit federführenden Refe-

raten (MOR, PLAN). Hierfür ist ein 

flexibles und spontan einsetzbares 

Instrument, das ohne lange Vorlauf-

zeiten und Abstimmungsprozesse 

eingesetzt werden kann, unerläss-

lich. 

Weiterhin ist in der Beschlussvorlage 

auf Seite 13 die Einrichtung eines 

Beirates für Öffentlichkeitsbeteili-

gung, der aus Vertreter*innen der 

Politik, der Verwaltung sowie der or-

ganisierten und der nicht organisier-

ten Öffentlichkeit besteht, vorge-

schlagen.  

Hier muss bei Mitzeichnung seitens 

des RKU ergänzt werden, dass es 

mit dem bereits etablierten Klimarat, 

in dem ebenfalls Vertreter*innen der 

organisierten und nicht organisierten 

Zivilgesellschaft vertreten sind, einen 

Austausch geben muss, wenn inhalt-

lich beide Gremien berührt sind, um 

parallele Diskussionen zu vermei-

den. 

Die Bitte des RKU wird berücksich-

tigt. 

Ferner wird die neu aufgelegte 

Checkliste zur Planung von Beteili-

gungsverfahren vorgestellt. Das 

RKU begrüßt die Nutzung dieser 

Handreichung, um die Beteiligungs-

qualität zu sichern. Um Ergänzung 

folgenden Aspekts in der Anlage auf 

Seite 8 unter „generelle Hinweise“ 

wird gebeten: 

 

Nachhaltig planen 

Berücksichtigen Sie in Ihrer Planung 

soziale Gerechtigkeit und ökologi-

sche Verträglichkeit. Stellen Sie ei-

nen verantwortungsvollen Umgang 

mit natürlichen Ressourcen sicher 

und bedenken Sie ein effekti-

ves Ressourcenmanagement. 

Das Direktorium legt großen Wert 

auf eine nachhaltige Planung.  Die 

Handreichung bezieht sich aller-

dings auf den Öffentlichkeitsbeteili-

gungsprozess, nicht den Inhalt. Für 

die Planungsinhalte gelten ohnehin 

die städtischen Richtlinien zur 

Nachhaltigkeit. 

SOZ Das Sozialreferat begrüßt grundsätz-

lich die Bemühungen, die Öffentlich-

keitsbeteiligung der 

Das Direktorium nimmt die ange-

spannte Personalsituation im Sozi-

alreferat zur Kenntnis.  

http://www.beteiligung.rethink-muenchen.de/
http://www.beteiligung.rethink-muenchen.de/
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Landeshauptstadt München auszu-

bauen und zu bündeln. 

 

Grundsätzlich weist das Sozialrefe-

rat aber nochmals darauf hin, dass 

die Einführung des MünchenBudgets 

ein Mehr an Arbeit für eine bereits 

schwer belastete Sozialverwaltung 

darstellt. 

Wie viele Maßnahmen im Rahmen 

der Pilotphase des MünchenBudgets 

das Sozialreferat betreffen werden, 

lässt sich vorab nicht abschätzen 

und ist davon abhängig, welche Ak-

teure mit Vorschlägen aktiv werden. 

Die allfällige Prüfung, Bewertung 

und Budgetierung der potentiellen 

Vorschläge stellt jedoch eine zusätz-

liche und für die jeweilige Fachabtei-

lung unvorhergesehene Belastung 

dar. Angesichts der bereits ange-

spannten Personalsituation kann 

nicht garantiert werden, dass immer 

alle Vorschläge innerhalb der vorge-

gebenen Frist vollständig geprüft 

und durchkalkuliert werden können. 

Auch wenn bei einer tatsächlichen 

Realisierung angenommener Vor-

schläge die Sachkosten durch eine 

zentrale Budgetierung bei der Fach-

stelle für Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Partizipation gedeckt sind, wer-

den bei der Umsetzung durch die 

Verwaltung in den betroffenen Fach-

dienststellen Personalressourcen 

gebunden. Dieser Aufwand muss 

ebenfalls zusätzlich geschultert wer-

den. 

Um dieser Problematik zu begeg-

nen ist für die Vorschlagsprüfung 

ein Zeitraum von 3,5 Monaten ein-

geplant. In dieser Zeit muss die 

Kosten- und Umsetzungsprüfung 

stattfinden, da diese Informationen 

notwendig sind, um den Beteili-

gungsprozess anschließend fortzu-

setzen. 

 

Das MünchenBudget startet als Pi-

lotprojekt und wird evaluiert, auch 

unter Berücksichtigung des 

dadurch verursachten Verwaltungs-

aufwands. 

 

 

 


